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ZEITGESPRÄCH

Sanierung der 
Deutschen Bundesbahn

Die Bundesregierung hat kürzlich ein Sanierungskonzept für die Deutsche Bundesbahn 
vorgelegt. Dr. Dieter Schulte erläutert das Konzept, Klaus Daubertshäuser nimmt Stellung.

Dieter Schulte

Das Sanierungskonzept der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat am 1. 
Februar 1989 Beschlüsse zur 

Zukunft der Deutschen Bundes­
bahn gefaßt. Zu den Entscheidun­
gen gehört die Übernahm e der Alt- 
schulden in Höhe von 12,6 Mrd. DM 
in den Bundeshaushalt 1991. Außer­
dem sollen -  wenn bestim m te Vor­
aussetzungen im Rechenwerk der 
Bahn vorliegen -  der Bund und die 
übrigen öffentlichen Hände Bei­
träge zu den Fahrwegausgaben le i­
sten. Über den Umfang dieser Bei­
träge wird nach Vorliegen des B e­
richtes einer unabhängigen Kom ­
mission entschieden, die in diesem  
Frühjahr ihre Arbeit aufnim m t.

Diese Beschlüsse bestätigen den 
Konsolidierungskurs, den die Bun­
desregierung eingeschlagen hat. 
Zusätzliche M aßnahm en sind aller­
dings erforderlich, weil in den 90er 
Jahren die bevorstehende Liberali­
sierung des EG-Verkehrsmarktes 
die Bahnen vor erhebliche Pro­
bleme stellt und ihre ganze Kraft for­
dert, um im W ettbewerb m it den kon­
kurrierenden Verkehrsträgern zu 
bestehen.
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Die Konsolid ierungspolitik von 
1982 bis heute hat zu zahlreichen 
positiven Ergebnissen geführt. Be­
sonders deutlich wird dieses bei der 
Entw icklung der Jahresfehlbeträge 
und der Bundeszuwendungen: 
Beide Größen konnten im Zeitraum  
1982 bis 1988 stabilisiert werden. 
Auch die Schulden haben sich, ge­
m essen an Projektionen des Jahres 
1983, günstiger entw ickelt, als ur­
sprünglich zu erwarten war.

Besonders deutlich w ird die ten­
denzielle Verbesserung der F inanz­
hilfen der Bahn im Vergleich zu den 
70er Jahren, als Bundesleistungen 
und Schulden explosionsartig Z u ­

nahmen (vgl. Tabelle).

H inter d ieser Trendumkehr s te ­
hen erhebliche Anstrengungen der 
ün ternehm ensle itung der DB und 
der übrigen Eisenbahner. Sie haben 
sich in der Entw icklung der Aufw en­
dungen der DB positiv n iederge­
schlagen. Die Personalaufwendun­
gen nahm en zw ischen 1982 und 
1988 real um 19 % ab. Auch die Ge­
sam taufwendungen der DB gingen

im selben Zeitraum  real um 15% zu­
rück. Um gekehrt konnte aber die 
Produktivität zw ischen 1982 und 
1988 um 15% gesteigert werden. 
Heute erbringen rund 248 000 M itar­
beiter fast die g leiche Leistung wie 
314000 in 1982.

Zwar werden sich die noch ehr­
geizigeren Zielsetzungen, die der 
Vorstand in seinem  Unternehm ens­
konzept bis 1990 gesetzt hatte, 
nicht vollständig erfüllen lassen. 
G leichwohl ist das bisherige Ergeb­
nis einer Politik, die auf die A npas­
sung des Unternehm ens an die ge ­
wandelten M arktverhältn isse und 
die Entw icklung neuer, m arktfähiger 
Produkte setzt, nicht hoch genug zu 
werten. Dank gebührt insbeson­
dere den Eisenbahnern, die die Um ­
stellungsm aßnahm en und zum  Teil 
auch erforderliche M ehrleistungen 
mit E insatzbereitschaft und Enga­
gem ent getragen haben.

Konsolidierung bedeutet im W ort­
sinn „Festigung“ . Eine feste G rund­
lage erhält die Bahn nur, wenn sie in 
ihre Zukunft investiert. Bei den Inve­
stitionen für die Bahn hat d ie Regie-
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Entwicklung wichtiger wirt­
schaftlicher Eckzahlen der DB

1970 1982 198 8 ’

(in M rd. DM)

Jah res foh l-
betrag 1.3 4,1 3.9

Schu ldon-
stand 13.5 36 ,0  43 .0

B undeslo i-
stungon  3 ,9  13,8 14,0

B ru tto in ve s ti­
tionen  3.3 4 ,2  6,1

D iens tk rä fte  4 1 0 0 0 0  3 1 4 0 0 0  2 4 8 0 0 0

V o rläu figes  Ergebn is.

rung Kohl um gesteuert und gle ich­
gezogen mit den Investitionen für 
den Straßenbau, Im Zehn-Jahres- 
Zeitraum  werden rund 50 Mrd. DM 
für schnelle Strecken und m oderne 
Fahrzeuge ausgegeben. Die Bahn 
wird in den 90er Jahren ein neues 
Gesicht bekommen. 1991 wird der 
Hochgeschw indigkeitsbetrieb auf 
einem Netz von rund 1300 km, das 
die dann fertiggestellten Neubau­
strecken Hannover-W ürzburg und 
M annheim -Stuttgart einschließt, 
aufgenom m en. Auf verschiedenen 
Ebenen soll neue Fahrzeugtechnik 
die Qualität des Angebots der DB 
verbessern; Für die H ochgeschw in­
digkeit auf langen Strecken der ICE, 
für den Taktverkehr zwischen regio­
nalen Schwerpunkten der Interregio 
und in der Fläche der Schnelltrieb­
wagen VT 628 sowie eine deutsche 
Entwicklung des kurvengängigen 
ita lienischen Triebzugs „Pendo- 
lino".

Die Bundesregierung hat bekräf­
tigt, daß der Konsolidierungskurs 
mit seiner starken investiven Kom ­
ponente fortgeführt wird.

Nicht zu übersehen sind die 
Chancen, aber auch Risiken, die mit 
dem europäischen Binnenmarkt, 

der ab 1993 wirksam  wird, für die 
Deutsche Bundesbahn verbunden 
sind. Der freie Waren- und D ienstle i­
stungsverkehr in Europa eröffnet 
Chancen für ein kräftiges W achs­
tum von W irtschaft und Verkehr;
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dies birgt dam it auch W achstum s­
potentiale für die Schiene, Anderer­
seits steht die Bahn auch vor neuen 
Herausforderungen, da sich der 
Konkurrenzdruck der W ettbewerber 
durch Freigabe der Kapazitä tsregu­
lierung im grenzüberschreitenden 
Straßengüterverkehr verstärken 
wird. Unsere Verantwortung für Na­
tur und Umwelt gebietet es, daß wir 
die sichere, energiefreundliche und 
um weltschonende Bahn in die Lage 
versetzen, im W ettbewerb mit 
Straße, Luftverkehr und B innen­
schiff m ithalten zu können. Das ist 
allerdings keine leichte Aufgabe. 
Sie kann nicht mit D irigism us er­
reicht werden, sondern nur auf der 
Basis eines Konzeptes, das die 
M arktfähigkeit des Unternehm ens 
stärkt und klare G rundlagen für die 
Rolle der Bahn in der künftigen Ver­
kehrsw irtschaft herstellt.

Kurzfristige Maßnahmen

Kurzfristig geht es darum, die DB 
mit den w ichtigsten Instrum enten 
auszustatten, die diese benötigt, 
um in den kom m enden Jahren die 
ihr gestellten Aufgaben sinnvoll und 
w irksam  wahrnehm en zu können. 
Das erfordert schon heute Entschei­
dungen über Maßnahmen, die den 
Handlungsspielraum  und die m arkt­
w irtschaftliche Handlungsfähigkeit 
der DB kurzfristig verbessern hel­
fen.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs;

Dr. D ieter Schulte, 47, ist 
P arlam entarischer S taats­
sekretär im  Bundesm in iste­
rium  für Verkehr.

K laus Daubertshäuser. 45, 
is t Verkehrspolitischer Spre­
cher der SPD-Bundestags- 
fraktion.

Hierzu gehört, daß die Bahn von 
Lasten der Vergangenheit befreit 
und in die Lage versetzt wird, Vor­
sorge für die Zukunft zu treffen. In 
diesem  Zusam m enhang sind fol­
gende Beschlüsse der Bundesre­
gierung w ichtig;

□  Der Kreditrahm en der DB wird 
so bem essen, daß alle wirtschaftli­
chen Maßnahmen unter Einschluß 
der Zukunftsinvestitionen durchge­
führt werden können. Allerdings ver­
langt das G ebot der finanziellen So­
lidität, daß sich die Bahn bei ihren 
übrigen Sachausgaben an der Er­
tragskraft des Unternehmens orien­
tiert.

□  Im Haushaltsjahr 1991 werden 
die nach dem Stande von 1972 fest­
gestellten A ltschulden der DB in 
Höhe von 12,6 Mrd, DM auf den 
Bund übernom m en. Die Bilanz des 
Unternehm ens erfährt hierdurch 
Entlastung, das Eigenkapital wird in 
Höhe der Schuldenminderung er­
höht.

□  Der Bund und die übrigen öffent­
lichen Hände sollen Beiträgezu den 
Fahrwegausgaben der Bahn lei­
sten. Bevor der Umfang dieser Bei­
träge festgesetzt wird, ist es not­
wendig, daß noch bestehende Ver­
zerrungen in der Rechnungslegung 
der Bahn beseitigt werden und der 
Erfolg innerhalb des Unternehmens 
klarer und transparenter dargestellt 
wird.

Verbesserungen 
des Rechnungswesens

Mit m ehr Bundesleistungen al­
leine kann die Bahn nicht saniert 
werden. Ihr Problem ist nicht das 
m angelnde finanzie lle Engagement 
des Staates, der jährlich rund 14 
Mrd. DM der Bahn zuwendet, son­
dern die D iskrepanz zwischen den 
Aufwendungen und den erwirt­
schafteten Erträgen. Dem muß 
durch eine konsequente unterneh­
m erische Strategie begegnet wer--
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den, die in allen Geschäftsberei­
chen konsequent Kosten zu senken 
und Erträge zu steigern sucht. Not­
wendig sind in diesem Zusam m en­
hang vor allem wirkungsvolle Füh­
rungsinstrumente, Organisation 
und Rechnungswesen der Bahn.

Die Bundesregierung hat in ihren 
Beschlüssen hierzu Stellung bezo­
gen. Bis Ende 1990 soll die DB

□ einsatzfähige Erfolgsrechnun­
gen für ihre Produktbereiche (z. B. 
IC/EC-Verkehr, kombinierter Ver­
kehr, Intercargo) entwickeln, die die 
Beurteilung der W irtschaftlichkeit 
dieser Bereiche ermöglichen und 
damit bessere Grundlagen für Ent­
scheidungen über bereichsbezo­
gene Leistungsangebote liefern,

□ eine separate Fahrwegrech­
nung aufstellen, die die Aufwendun­
gen, die sich nach nachprüfbaren 
Kriterien dem Wegebereich zurech­
nen lassen, von den übrigen be­
trieblichen Aufwendungen abgrenzt 
und damit die Grundlage für eine 
rechnerische Trennung von Fahr­
weg und Betrieb im Unternehmen 
schafft,

□ Streckenrechnungen für jede 
einzelne Strecke aufbauen, die den 
Fahrwegaufwand unter Berücksich­
tigung der Auslastungsgrade dar­
stellen.

Es handelt sich hierbei um Maß­
nahmen, die -  mittel- und langfristig 
gesehen -  für die Bahn von noch 
größerem Gewicht sein werden als 
z. B. zusätzliche Bundesleistungen 
an die DB.

Die Verbesserungen im Rech­
nungswesen tragen zur G leichstel­
lung der Bahn mit den W ettbewer­
bern bei.

Marktwirtschaftliche
Gesichtspunkte

Eine durchgängige Einzelrech­
nung, die die Streckenkosten je ­
weils nach der in Anspruch genom ­
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menen Kapazität differenziert, wird 
auch die Grundlage dafür bilden, 
daß Dritte (etwa nichtbundeseigene 
Eisenbahnen) gegen Entgelt die In­
frastruktur der DB nutzen können. 
Auf d iesem  W ege kann -  w ie bei an­
deren Verkehrsträgern, die ihren 
Fahrweg nicht selbst Vorhalten -  

eine Nutzung der Infrastruktur unter 
m arktw irtschaftlichen G esichts­
punkten aufgebaut werden. Nicht 
zuletzt ist die Strecken- und Fahr­
wegrechnung eine Entscheidungs­
unterlage, die der Bund und die übri­
gen öffentlichen Körperschaften be­
nötigen, wenn sie Beiträge zu den 
W egeausgaben leisten wollen.

M ittelfristig muß im Interesse der 
Bahn, aber auch der Bürger -  le tz­
tere als S teuerzahler w ie als Ver­
kehrsnutzer -  K larheit darüber ge­
schaffen werden, mit welchen Struk­
turanpassungen die Bahn auf die 
Veränderungen der W irtschaft und 
insbesondere des Verkehrsm arktes 
in den kom m enden Jahren reagie­
ren muß, dam it sie auch weiterhin 
bedeutender Verkehrsträger b le i­
ben kann, gleichzeitig aber bezahl­
bar bleibt.

Die DB wird auch in Zukunft eine 
bedeutende Rolle einnehm en m üs­
sen, weil sich die G renzen der heuti­
gen Entw icklung bei der Infrastruk­
tur abzeichnen. Luftraum  und S tra­
ßenraum lassen sich, ohne die Le­
bensbedingungen und Lebensvor­
aussetzungen der Bevölkerung in 
unverantwortlicher W eise in M itle i­
denschaft zu ziehen, nicht beliebig 
vergrößern. Die insgesam t begrenz­
ten M ittel des Bundes sind Veranlas­
sung dafür, daß man das Ziel, aus 
der Bahn ein m öglichst w irtschaft­

lich handelndes Unternehm en zu 
machen, ernst nehmen muß.

Entscheidend ist, daß es zu einer 
nüchternen Beurteilung der Lasten 
kommt, die m it jeder von der Bahn 
erbrachten oder von ihr geforderten 
Leistung verbunden sind. Nur so

können sachgem äß die von der Fi­
nanzpolitik verlangten Prioritäten 
gesetzt werden. Dabei wird auch 
künftig eine gew ichtige M ischung 
von m öglichst viel e igenw irtschaftli­
chem Agieren der DB und der Über­
nahme gem einw irtschaftlicher -  
also nicht kostendeckender -  Auf­
gaben vorzufinden sein.

Regierungskommission 
Bundesbahn

Für diese m ittel- bis langfristige 
Standortbestim m ung der Bahn hat 
die Bundesregierung die E inset­
zung einer unabhängigen Regie­
rungskom m ission beschlossen. Sie 
soll bis 1991 in einem Bericht Ent­
scheidungsgrundlagen für die w e i­
tere Entwicklung der Bahn unter ver­
kehrspolitischen, w irtschaftlichen, 
finanzpolitischen, um w eltpoliti­
schen und raum ordnungspoliti­
schen G esichtspunkten erarbeiten. 
Sie soll die Bahnstruktur definieren, 
die sich auf lange Sicht im W ettbe­
werb behaupten kann. Auch auf die 
Zukunftschancen im in ternationa­
len E isenbahnverkehr und die Zu­
sam m enarbeit m it anderen Ver­
kehrsträgern bzw. Unternehm en 
wird einzugehen sein. Zugleich wird 
im gem einw irtschaftlichen Bereich 
zu klären sein, welche Leistungen 
beispielsweise im Schienenperso­
nennahverkehr langfristig vom 
Bund übernom m en werden sollen 
und inw ieweit regionale Körper­
schaften beteiligt werden können. 
Von der Kom m ission sollen die M ei­
nungen der für diese Fragestellung 
relevanten gesellschaftlichen G rup­
pen erm ittelt werden. Die Bundesre­
gierung wird in Kürze über Aufgabe 
und Zusam m ensetzung der Regie­
rungskom m ission Bundesbahn be­
schließen.

Auf lange Sicht, d. h. am Ende 
des Entw icklungsprozesses, zu 
dem die Kom m ission mit ihren Vor­
schlägen beitragen wird, soll nach 
meinen Vorstellungen eine Bahn
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stehen, die den Bürgern für die ver­
fügbaren Bundesm ittel und sonsti­
gen Mittel der öffentlichen Hand ein 
Maxim um  an Nutzen, d. h. an qua li­
tativ hochwertiger Verkehrsbedie­
nung, bietet. D ieses Ziel fordert von 
Anbeginn Eigenanstrengungen des 
Vorstandes der DB. Je mehr es ge­
lingt, Bereiche der Deutschen Bun­
desbahn m öglichst kostendeckend 
zu betreiben, desto größer w ird die 
F lexibilität von Unternehm en und 
Staat, die aus übergeordneten 
Gründen wünschensw erten ge­
m einw irtschaftlichen Leistungen zu 
finanzieren. Die Bahn ist deshalb 
gefordert, ihre M arktpotentia le ins­
besondere im gebündelten Verkehr

auf langen Strecken zw ischen den 
W irtschaftszentren in entspre­
chende Ertragsergebnisse um zu­
m ünzen, dabei muß sie aber auch 
ihre M öglichkeiten für eine attraktive 
Bedienung der Fläche ausschöpfen.

Die Neu- und Ausbaustrecken 
der Bahn in der Bundesrepublik 
Deutschland sind -  anders als die 
französischen -  auch für den Güter­
verkehr ausgelegt. Die Bundesre­
gierung will die Bahn instand se t­
zen, ihre arteigenen Vorteile auch 
beim G ütertransport auszuspielen: 
große Mengen, lange Strecken, 
hohe Geschwindigkeiten. Für die 
Verteilung der G üter im ländlichen 
Raum ist die Kooperation der Bahn

mit den Unternehm en des StraßSen- 
gütergewerbes Gebot der Stundee.

Der Bau des europäischen Hooch- 
geschw indigkeitsnetzes der Bakhn, 
der Bau des Ä rm elkanaltunnels,(d ie 
geplanten Verbesserungen Cdes 
Schienentransports über die A lp je n  
zeigen: das Europa des G em eintsa­
men M arktes setzt auf die S c h ie n e  
bei der Bewältigung des wachs'en- 
den Verkehrsaufkommens. W ich tig  
ist, daß die Bahnunternehmen Eu r o -  
pas ihr in nationalen Grenzen v e r ­
haftetes Denken überwinden. Im  
Europäischen Binnenmarkt g e h ö rt 
die Zukunft des E isenbahnverkehrs 
der grenzüberschreitenden Z u s a m ­
menarbeit.

Klaus Daubertshäuser

Für eine Verkehrspolitik aus einem Guß

In Sachen Bahn muß w irksam  und 
schnell gehandelt werden. Dies 

wird bereits offenkundig aus den 
Prognosen des Unternehm ens für 
die weitere G eschäftsentw icklung: 
Die Verschuldung wird in den näch­
sten Jahren rapide ansteigen. Von 
über 40 Mrd. DM in 1988 wird sie bis 
Ende der 90er Jahre auf rund 120 
Mrd. DM wachsen. Auch die von der 
Bundesregierung angekündigte 
Übernahm e der A ltschu lden ' würde 
hieran nicht viel ändern. Die für 
Ende des nächsten Jahrzehnts zu 
erwartende Verschuldung läge 
trotzdem  deutlich über 100 Mrd. 
DM. Diese Zahlen sind weitgehend 
unbestritten. Die Bundesregierung 
hat sie im G rundsatz bestätigt.

Die Handlungsnotwendigkeiten 
in Sachen Bahn werden aber nicht 
nur bei einer unternehm ensbezoge­
nen Betrachtung deutlich. Sie erge- 
geben sich auch, wenn man die Ent-

' S chu lden  de r B ahn aus dem  W ied e ra u fb au  
des S ch ione nno tzes  nach  dem  2. W eltkrieg  in 
H öhe  von 12.6 Mrd. DM  -  fü r d iese  S chu lden  
träg t de r Bund seit 1972 d ie  Z ins last,

W icklung des G esam t-Verkehrssy­
stems bewertet:

Der PKW -Bestand wird in den 
nächsten Jahren steigen. Der LKW- 
Verkehr wird ebenfalls deutlich zu­
nehmen, A lle Verkehrsprognosen 
bestätigen dies. G leichzeitig steht 
aber auch fest, daß das Straßen­
netz nicht wesentlich erw eitert wer­
den kann, S traßenbaum aßnahm en 
sind in der Bundesrepublik vielfach 
nicht m ehrheitsfähig und kaum 
noch durchsetzbar.

Schon heute ist jeder Verkehrs­
knotenpunkt im deutschen A uto­
bahnnetz m it 10000 bis 15000 LKW  
und zeitweise mit m ehr als 100000 
PKW pro Tag belastet. Die Konse­
quenzen sind einfach zu über­
schauen, Das Verkehrssystem  
Straße wird in wenigen Jahren nicht 
mehr funktionieren. Es droht der 
Verkehrsinfarkt,

Aus diesen Entw icklungen erge­
ben sich neue Chancen für die 
Bahn, Diese Chancen m üssen ge ­
nutzt, die nötigen W eichenste llun­

gen dürfen aber nicht auf die la n g e  
Bank geschoben werden. V erkehrs­
politik und insbesondere V erkehrs­
in frastrukturpo litik sind lang fris tig  
angelegt. Die Vorlaufzeiten b e tra ­
gen zehn Jahre und mehr.

Die derzeit vorhandenen S tru k tu ­
ren lassen der Bahn keine e rn s th a f­
ten Chancen für die Zukunft. Wir h a ­
ben ein hoch leistungsfähiges S t r a ­
ßennetz. Dies gilt für fast alle S t r a ­
ßenkategorien von den G em einde­
straßen bis hin zu den Autobahnen. 
Die E isenbahn fährt aber im m e r 
noch auf Trassen, die w e itgehend 
im vergangenen Jahrhundert g e ­
baut und geplant sind. Dies ist d a n n  
auch die W irklichkeit, Wenn w i r  
schnell irgendwohin müssen u n d  
wenig Zeit haben, nehmen wir d a s  
Auto. Die Bahn ist in den m e is ten  
Fällen zu langsam.

Dieser W ettbewerb der S ystem e 
geschieht nicht im luftleeren R aum . 
Alle System e sind angewiesen a u f 
das Kom plem entärgut „In fras truk ­
tu r“ . Diese Infrastruktur wird a b e r
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nicht über den Markt produziert und 
verteilt. Sie wird produziert auf­
grund politischer Entscheidungen 
und in Abhängigkeit vom gesell­
schaftlichen Konsens. Nachi dem 2. 
Weltkrieg sind einschließlich S-Bah­
nen noch nicht einmal 1000 km 
Schienenstrecken neu gebaut wor­
den. Gleichzeitig sind aber in gro­
ßem Umfang Straßen neu gebaut 
worden; über 6000 km Autobahnen, 
über 7000 km Bundesstraßen, über 
40000 km Landstraßen sowie über 
100000 km Kreis- und G em einde­
straßen.

Mit diesen Baumaßnahmen hat 
das Verkehrssystem Straße eine 
Förderung erhalten, die ordnungs­
politisch nicht umfassender und wir- 
l'ungsvoller hätte sein können. 
Diese in Beton gesetzte O rdnungs­
politik hat die Produktionsstrukturen 
des Verkehrssystems Straße w e it­
gehend konkurrenzlos und die des 
Verkehrssystems Schiene praktisch 
cháncenlos gemacht. Dies gilt so­
wohl für den Gütertransport als 
auch für die Personenbeförderung.

Neugestaltung 
der Verkehrspolitik

Festzustellen ist für die Verkehrs­
politik: Es hat in der Vergangenheit 
eine Reihe von Fehlentwicklungen 
gegeben. Sie sind im Kern darauf 
zurückzuführen, daß Verkehrsinfra­
strukturpolitik und Verkehrsinvesti­
tionspolitik für die einzelnen Ver­
kehrsträger eingesetzt worden sind, 
um Verkehrspolitik insgesamt zu ge­
stalten. Dieser Ansatz macht aber 
nur umgekehrt Sinn. Die Verkehrs­
politik muß über Infrastruktur und 
Verkehrsinvestitionen entscheiden.

Insgesamt müssen wir die Ver­
kehrspolitik konzeptionell neu ge­
stalten. Nötig ist ein ganzheitlicher 
Ansatz. Wir brauchen eine Ver­
kehrspolitik, die die einzelnen Ver­
kehrsträger übergreift und die orien­
tiert ist an

□ den Bedürfnissen der Bürger 
und der Wirtschaft,

□  den Erfordernissen des Um w elt­
schutzes und der Energieeinspa­
rung,

□  der Bedeutung einer verbesser­
ten Verkehrssicherheit und

□  der Notwendigkeit einer gesta l­
tenden Raum ordnungspolitik.

Die Verkehrspolitik muß die Vor­
aussetzungen dafür schaffen, daß 
Verkehrsträger und Verkehrsunter­
nehm en ihre Beförderungsaufga­
ben ökonom isch sinnvoll sow ie 
m enschen- und um weltgerecht le i­
sten. H ier ist politische Führung ge ­
fordert m it einem sensib len Blick für 
die Zukunftserfordern isse der M en­
schen. Nötig ist eine Verkehrspolitik 
aus einem Guß.

Jeder einzelne Verkehrsträger 
hat spezie lle Vorzüge. Diese spezifi­
schen E insatzräum e m üssen ver­
stärkt genutzt werden durch eine 
Verknüpfung der Verkehrsm ittel zu 
optim alen Transportketten. Die Sy­
stem vorte ile von Straße und 
Schiene sind sehr unterschiedlich:

□  Der Straßenverkehr hat eine 
hohe Erschließungsqualität für die 
Fläche. Individuelle Transportbe­
dürfn isse deckt er flexibel ab. Haus- 
zu-H aus-Beförderungen leistet er 

optimal.

□  Der System vorte il der Schiene 
liegt in der schnellen, kostengünsti­
gen und um weltfreundlichen Beför­
derung großer Personenzahlen so­
w ie hoher bzw. gebündelter Güter­
mengen.

Diese System vorte ile von Straße 
und Schiene m üssen sinnvoll in ein 
integriertes G esam tverkehrssy­
stem eingebettet werden. Zw eife l­
los ist d ies eine anspruchsvolle A uf­
gabe. Sie stellt hohe Anforderungen 
an die staatliche Gestaltungskraft 
und Steuerungsfähigkeit.

Dies gilt auch für die Investitions­
und Infrastrukturpolitik des Staates. 
Sie muß darauf ausgerichtet sein, 
die E inzelsystem e in die Lage zu 
versetzen, ihre spezie llen Funktio­

nen optim al zu erfüllen. Dies muß 
deshalb auch  de r Ansatz für das 
DB-Sanierungskonzept sein. Wer 
die Leistungsfähigkeit der gesam ­
ten Verkehrsw irtschaft effizienter 
gestalten will, muß die Deutsche 
Bundesbahn wettbewerbsfähig m a­

chen, dam it sie ihre System vorte ile 
nutzen kann. Folgende Problem ­
kom plexe der Deutschen Bundes­
bahn m üssen vernünftig ge löst wer­
den:

□  dasW ege-Problem  der Bahn,

□  die gem einw irtschaftlichen Lei­
stungen,

□  die veraltete Unternehm ens­
struktur.

Schienenwegeausbaugesetz
notwendig

Die Sozialdem okraten hatten be­
reits in der letzten Legislaturperiode 
ein detaillie rtes Konzept zur Sanie­
rung der Deutschen Bundesbahn 
erarbeitet und 1985 im Deutschen 
Bundestag eingebracht. Zw ischen­
zeitlich haben sie dieses Konzept 
überarbeitet. Dabei sind auch die 
Vorschläge berücksichtigt worden, 
die die EG-Kom m ission zur Sanie­
rung der europäischen E isenbahn­
unternehm en vorgelegt hatte. Fol­
gende Maßnahmen halten die S o­
zia ldem okraten für vordringlich;

□  Bei den Entscheidungsstruktu­
ren, welche Verkehrswege mit w e l­
chen Prioritäten gebaut werden, 
gibt es wesentliche Unterschiede. 
Sie wirken ein auch auf die Ent­
scheidungsinhalte.

Der Deutsche Bundestag be­
schließt über den Bundesfernstra­
ßenbau; Der Bedarfsplan für die 
Bundesfernstraßen wird im Fünf- 
Jahres-Rhythm us fortgeschrieben. 
Er hat Gesetzeskraft und legt fest, 
welche Straßenbauprojekte in w el­
chem Zeitrahm en realisiert werden.

Das Verfahren hat sich im Prinzip 
bewährt. Trotzdem findet es keine 
Anwendung auf die Schienenstrek- 
ken der Bahn. Hier entscheidet die
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Bundesregierung. Da es bei diesen 
Entscheidungen im m er auch um 
Geld geht, werden sie wesentlich 
vom Bundesfinanzm inster geprägt. 
Damit stehen dann aber nicht mehr 
langfristige verkehrspolitische Er­
wägungen im Vordergrund, sondern 
kurzfristige haushaltspolitische 
Gründe. Bei diesen Entscheidungs­
strukturen muß deshalb die Bahn 
auf der Strecke bleiben.

Die Sozialdem okraten wollen 
dies ändern. Das Verfahren für den 
Bundesfernstraßenbau muß auch 
für die Schienenwege zur A nw en­
dung kommen. Nötig ist ein Schie­
nenwegeausbaugesetz. Der Bun­
destag und nicht m ehr die Bundes­
regierung entscheidet dann über 
den Ausbau des Schienenw egenet­
zes.

□  Das F inanzierungssystem  für 
Bau und Unterhalt des Schienenw e­
ges ist an das der DB-Konkurrenten 
anzupassen. Der Staat trägt die Ko­
sten für den Bau und d ie Unterhal­
tung der Straßen und Bundeswas­
serstraßen. Aus G ründen der C han­
cengle ichheit muß er diese Kosten 
auch für das Schienenwegenetz 
übernehm en.

Ähnlich w ie der Straßenverkehr 
über die M ineralölsteuer muß die 
Deutsche Bundesbahn in dem Um ­
fang Abgaben zahlen, in dem sie die 
Schienenwege nutzt. Die Sozia lde­
m okraten haben vorerst vorgese­
hen, daß dieser Infrastrukturbeitrag 
der Bahn von der Bundesregierung 
und mit Zustim m ung des Bundesra­
tes in Anlehnung an die Infrastruk­
turbe iträge der Verkehrsträger 
Straße und W asserstraße festgelegt 
wird. Nach den W egekostenrech­
nungen der Bundesregierung trägt 
die B innenschiffahrt ihre W egeko­
sten zu rund 10% , schwere LKW  zu 
rund 6 0 %  und O m nibusse zu rund 
90 % . Auch insoweit wären dann die 
W ettbewerbsstrukturen harm oni­
siert.

Bei der Festlegung des infrastruk- 
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turbeitrags der Bahn m üssen aber 
auch externe Kosten berücksichtigt 
werden: Die e inzelnen Verkehrsträ­
ger sind unterschiedlich verkehrssi­
cher und unterschiedlich um w elt­
freundlich. Um weltkosten und Un­
fallkosten fließen bisher aber nicht 
in die m arktw irtschaftliche Preisge­
staltung ein. Die h ierfür nötigen 
Rahm enbedingungen m üssen wir 
deshalb entw ickeln. Insbesondere 
die W issenschaft ist gefordert.

Die Bahn ist verkehrssicher und 
relativ um weltfreundlich. Diesen 
Vorteil muß sie entsprechend unse­
ren m arktw irtschaftlichen G rundsät­
zen in attraktive Preise bzw. nied­
rige Kosten um setzen. So lange 
aber Rahm enbedingungen fehlen, 
die diesen Ansatz realisieren, muß 
die Bahn einen angem essenen Bo­
nus erhalten. Er ist mit dem  Infra­
strukturbeitrag zu verrechnen.

□  Die W ettbewerbsbedingungen 
der Bahn sind weiter m it denen ihrer 
Konkurrenten dadurch zu harm oni­
sieren, daß im Bahn-Bereich Staat 
und Unternehm en getrennt werden. 
Die Verm engung der gem einw irt­
schaftlichen und der e igenw irt­
schaftlichen Aufgaben ist ein po liti­
sches Erbe der Nachkriegszeit. Un­
ternehm enspolitisch ist dies aber 
eine höchst schädliche Konstruk­
tion. Das Unternehm en erfüllt eine 
V ielzahl von Transportaufgaben im 
Interesse der A llgem einheit. Ent­
sprechend sind die Verantwortlich­
keiten zuzuordnen. Für Art und Um ­
fang des gem einw irtschaftlichen 
Bereichs gibt der Bund die Vorga­
ben, übern im m t die finanzie lle Ver­
antwortung und trägt die ungedeck­
ten M ehrkosten. Es gilt das Prinzip 
der spezie llen Entgeltlichkeit: Wer 
bestellt, muß bezahlen. Für den ei­
genw irtschaftlichen Bereich ist a l­
lein das Unternehm en verantw ort­
lich.

□  Die Unternehm ensverfassung 
der Deutschen Bundesbahn ist den

heutigen Erfordernissen anzupas­
sen. Die Unternehm ensführung 
braucht m ehr Selbständigkeit, eine 
stärkere E igenverantwortung und 
größere Handlungsfähigkeit. Die 
Genehm igungs- und Bete iligungs­
vorbehalte der Bundesregierung 
sind daher auf solche Tatbestände 
zu beschränken, die aus der Stel­
lung der Deutschen Bundesbahn 
als Sonderverm ögen unverzichtbar 
sind.

Die Sozia ldem okraten wollen 
deshalb den Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundesbahn durch ei­
nen Aufsichtsrat ersetzen. Dieser 
soll g le ichzeitig  erw eiterte Kom pe­
tenzen erhalten, um die Eigenver­
antwortung des Unternehm ens zu 
stärken. Er soll auch Aufsichtsauf­
gaben wahrnehm en, die bisher die 
Bundesregierung ausübt.

Die paritätische M itbestimmung 
hat sich bewährt. Sie führt zu einer 
stärkeren Identifikation der Beschäf­
tigten m it ihrem Unternehm en. Ge­
rade im H inblick auf die schwierigen 
finanzie llen und strukturellen Pro­
blem e der Bahn sind den Arbeitneh­
m er/innen größere Beteiligungs­
rechte einzuräum en. Die Sozialde­
m okraten wollen deshalb die paritä­
tische M itbestim m ung ebenfalls für 
die Deutsche Bundesbahn.

Über die Sanierungsvorschläge 
besteht -  wenn man von der Einfüh­
rung der paritätischen M itbestim ­
mung einm al absieht -  weitgehend 
Einvernehm en. Industrie, Ver­
bände, W issenschaft, W irtschafts­
führer und sogar die Koalitionsfrak­
tionen haben ähnliche oder gleich­
lautende Vorschläge gemacht. 
Trotzdem kom m t die Sanierung der 
Bahn nicht in Gang. Die Bundesre­
gierung brem st aus haushaltspoliti­
schen Gründen. Diese kurzfristigen 
Gründe sind aber nicht einm al ge­
gen die langfristigen Überlegungen 
abgewogen, die eine Sanierung der 
Bahn erfordert.
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